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TOP VI  Tätigkeitsbericht der Bundesärztekammer  

  Titel:  Förderung ambulanter Therapieoptionen in Fächern mit konservativen und 

operativen Inhalten  

Entschließung  

   

 

Auf Antrag von Herrn PD Dr. Heep, Frau Dr. Groß M.A., Herrn Dietrich, Frau Bartels und 

Herrn Dr. Pszcolla (Drucksache VI - 113) fasst der 115. Deutsche Ärztetag folgende 

Entschließung:  

Der 115. Deutsche Ärztetag 2012 fordert, die Finanzierung von konservativen 

Behandlungsmöglichkeiten in Fächern mit sowohl operativen als auch konservativen 

Therapieverfahren dergestalt zu verbessern, dass auch intensive konservative 

Behandlungen in Praxis und im Krankenhaus unter betriebswirtschaftlichen 

Gesichtspunkten erbracht werden können. 

 

 

 

Begründung:  

In den Medien wird in letzter Zeit immer häufiger angeprangert, dass die Häufigkeit 

operativer Eingriffe in medizinisch nicht erklärbarem Umfang ansteigt. Meist werden die 

finanziellen Anreize im Vergütungssystem sowohl der Krankenhausvergütungen als auch 

der ambulanten Medizin angeprangert. Wesentliche Ursachen dieser Entwicklung werden 

dabei nicht erwähnt: die Unterfinanzierung der konservativen Behandlungsmöglichkeiten. 

In den Praxen erlauben Budgetdeckelungen, die Regelleistungsvolumina-Systematik oder 

Individualbudgets nicht, eine intensive konservative Behandlung mit höherfrequenten und 

multiplen Konsultationen wirtschaftlich zu erbringen. Regresse bedrohen die 

Möglichkeiten von per Verordnung delegierten Behandlungen. Im stationären Sektor sind 

konservative Therapien in Fächern mit operativem und konservativem Inhalt in den 

Diagnosis Related Groups (DRG) so schlecht abgebildet, dass es für Krankenhäuser 

unwirtschaftlich ist, konservative Abteilungen in Fächern mit operativem 

Behandlungsangebot einzurichten. In den meisten Bundesländern sind beispielsweise 

konservative Betten im Fachgebiet Orthopädie und Unfallchirurgie im 

Krankenhausbedarfsplan nur unzureichend vorgesehen. Dieser Entwicklung sollte 

gegengesteuert werden.  

 

 


